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INTEGRATION

Bei der Aufstellung und Verw irk lid iung des Kon­
zepts zu der in Den Haag anvisierten europäisdien 
„relance“ kommt der Bundesrepublik große Be­
deutung zu. Entgegen der Meinung mancher konn­
ten und können w ir es uns nicht leisten, auf die 
Vorschläge anderer zu warten.

Aufgaben der BRD

Es steht der Bundesrepublik je tzt gut an, ein ent­
schlossenes und weitsichtiges Konzept zu präsen­
tieren, das sowohl konkrete Lösungen der an­
stehenden Probleme enthält als auch den poli­
tischen Willen der Regierungen erkennen läßt, der 
Gemeinschaftspolitik w ieder erste Priorität einzu­
räumen.

Inhalt einer Initiative müßten sein:

□  Ein verbindlicher Zeitplan fü r die stufenweise 
Verwirklichung der W irtschafts- und Währungs­
union zum 1. Januar 1975.

□  Eine verbindliche Bereitschaft zur Wiederher­
stellung der Funktionsfähigkeit des institutionel­

len Systems der Gemeinschaft (Rückkehr zu Mehr­
heitsentscheidungen im Rat, Wiedereinsetzung der 
Kommission in ihre verfassungsmäßige Aufgabe).

□  Eine genaue Festlegung der sachlid i fü r die 
Beitrittsverhandlungen m it dritten Staaten zu 
klärenden Gemeinschaftsposition und des Beginns 
solcher Verhandlungen.

Ein überzeugendes Programm für den Fortgang 
der Integration m it fest umrissenen, zeitlich fix ier­
ten Etappen würde ein w ichtiger Beitrag zur euro­
päischen Einigung und damit auch zur Korrektur 
des immer w ieder auftauchenden Mißtrauens ge­
genüber dem deutschen wirtschaftlichen Überge­
wicht sein.

Denn nur eine alle Mehrdeutigkeit ablehnende, 
vorbehaltlos in die Europäische Gemeinschaft in­
tegrierte Bundesrepublik wird der in West und in 
Ost latent vorhandenen Besorgnis vor deutschen 
„Unsicherheiten“ begegnen und ihren wichtigsten 
Beitrag zur Überwindung der europäischen Tei­
lung leisten können.

Sozialpolitik in der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft

Prof. Dr. Bruno Molitor, Würzburg

in der schwierigen Phase, die die EWG jetzt 
zumal aus währungspolitischen Gründen durch­

läuft, ist es gut, sich die Rangordnung der ange­
strebten Ziele in Erinnerung zu rufen. Die Grün­
dung der Europäischen Gemeinschaften verfolgte 
vorrangig ein p o l i t i s c h e s  Ziel, nämlich die 
Einigung Europas voranzutreiben. Sie sollen, nach 
den Worten Robert Schumans, „d ie  ersten kon­
kreten Grundlagen einer europäischen Föderation 
schaffen“ .

Es war ein kluger Schachzug, dabei im ö k o n o ­
m i s c h e n  Bereich anzusetzen. Denn nichts ist 
heute -  in West und Ost — als Gütezeichen einer 
Politik wirkungsvoller als eine Hebung des allge­
meinen Lebensstandards. Und daß hier der Über­
gang zu einem gemeinsamen Markt rasche Erfolge 
zeitigen würde, war nach der Periode derAutarkie- 
und Kriegswirtschaften mit ihrer w illkürlichen Zer­
stückelung des europäischen Wirtschaftsraumes

vorauszusehen. Die verbesserte Arbeitsteilung und 
erhöhten Produktivitätschancen haben das Sozial­
produkt stärker steigen lassen, als das bei mehr 
oder minder abgeschlossenen Volkswirtschaften je 
möglich gewesen wäre. Und zwar gewann nicht 
nur die Fortschrittsrate im Wirtschaftsraum insge­
samt, sondern ebenso das Inlandswachstum jedes 
der beteiligten Länder.

Aber auch dies macht den ökonomischen Ansatz­
punkt für eine politische Integration besonders 
vorteilhaft: Ist erst einmal die Wirtschaftsverflech­
tung zwischen den Partnern in Gang gekommen, 
so läßt sie sich nur bei Strafe unwahrscheinlicher 
Verluste w ieder rückgängig machen. Das g ibt der 
Hoffnung eine solide Basis, daß die EWG die poli­
tischen Klimaschwankungen, die sich von Zeit zu 
Zeit einstellen, überstehen w ird und daß die un­
vermeidlichen Abstimmungsprobleme in der Wäh- 
rungs- und Wachstumspolitik langsam, aber sicher
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auf den einzig vernünftigen Weg führen, nämlich 
zu einer gemeinsamen Rahmensteuerung der 
Wirtschaftsentwicklung.

Überbewertung der „Opfer“

Freilich, der spektal<uläre Anfangserfolg des Zu­
sammenschlusses läßt sich aus der Sache heraus 
nicht beliebig wiederholen ’). Auch ist es natürlich, 
daß man sich allenthalben an die Chancen des 
gemeinsamen IVIarktes als etwas Selbstverständ­
liches gewöhnt hat. Da b le ibt es dann nicht aus, 
daß die „O pfer“ , die die W irtschaftsintegration 
abfordert, fü r die politische Öffentlichkeit in ein um 
so grelleres Licht rücken. Das g ilt zumal von der 
gemeinsamen Landwirtschaftspolitik, die m it einer 
agrarischen Überproduktion zu kämpfen hat: Die 
Belastung des Konsumenten, sei es d irekt über 
überhöhte Preise, sei es ind irekt über staatliche 
Subventionen, scheint in der Tat zu einem Faß 
ohne Boden zu werden. Nun ist es gewiß richtig, 
daß das Agrarproblem weder von der EWG ver­
ursacht wurde noch eine Besonderheit der euro­
päischen Breiten darstellt. Und sicherlich ver­
sprechen neue Konzepte, w ie etwa der Mansholt- 
Plan, dem sachlichen Kern der Malaise besser 
beizukommen. Aber auch abgesehen von den 
politischen Schwierigkeiten, hier das Steuer her­
umzuwerfen, können sie nur langfristig eine 
Lösung bieten. Zunächst werden die finanziellen 
Belastungen eher noch steigen.

Angesichts einer solchen Lage an der ökono­
mischen Front, und um dem politischen Integra­
tionsziel w ieder einen Auftrieb zu geben, scheinen 
sich die Gedanken enragierter Europäer verstärkt 
auf den s o z i a l p o l i t i s c h e n  Bereich zu 
richten: Sind hier notwendige Schritte versäumt 
worden? Lassen sich auf diesem Gebiet neue Im­
pulse setzen, die dem Elan der öffentlichen Mei­
nung aufhelfen können?

Verteilungsproblem

Was zunächst die K ritik an der bisherigen Ent­
wicklung betrifft, so bedarf die These, „daß sich 
der soziale Fortschritt nicht zwangsläufig aus der 
Verwirklichung des Gemeinsamen Marktes er­
g ib t“ ^), der Qualifizierung. Wird der „soziale Fort­
schritt“ auf das Niveau der allgemeinen Lebens­
haltung bezogen, so ist er überall eingetreten, 
wenn auch nicht in allen Gebieten in gleichem 
Ausmaß. Stellt man dagegen auf die Einkommens- 
v e r t e i l u n g  ab, so kann freilich von einer 
automatischen Angleichung zwischen den sozialen

') Immerhin ist an den Beitritt Großbritanniens und der sl<andi- 
navisohen Staaten zu denken, wenn er sich auch, so wie die 
Dinge im englischen Faii liegen, nicht ohne erhebliche sachliche 
Schwierigkeiten vollziehen kann. Entscheidend bleibt indessen, 
daß nicht das politische Integrationsziel Schaden nimmt.
2) Vgl. Sozialpolitik in der EWG, Presse- und Informationsdienst 
der Europäischen Gemeinschaften, Bonn, o. J.

Gruppen keine Rede sein. Das ist im internatio­
nalen Wachstumsprozeß nicht anders als im bin­
nenwirtschaftlichen. Aber daraus läßt sich der 
Po litik  der Gemeinschaftsorgane kaum ein Vor­
w urf machen. Auf der I n t e g r a t i o n s s t u f e  
e i n e r  Z o l l u n i o n  hängt es entscheidend von 
den einzelnen Regierungen ab, inw ieweit das 
steigende Volkseinkommen verteilungspolitischen 
Zielen dienstbar gemacht w ird. Insofern erg ibt 
sich der mehr oder m inder starke „soziale Fort­
schritt“ im gemeinsamen Wirtschaftsraum aus dem 
Durchschnitt der Verteilungsinitiativen auf natio­
naler Ebene.

Ähnliches g ilt fü r den sozialen Abstand zwischen 
einzelnen Regionen, die ja  jew eils Teil eines 
nationalen W irtschaftsgebietes sind. Um Land­
striche, die im Wirtschaftswachstum Zurückblei­
ben, zu entwickeln, bedarf es in erster Linie der 
Entscheidung und Anstrengung der betreffenden 
Regierung. Die Gemeinschaft kann diese natio­
nale S trukturpolitik  immer nur fördern. So be­
schränkt sich die Europäische Investitionsbank m it 
gutem Grund im allgemeinen auf die „Spitzen­
finanzierung“ .

Härten bei strukturellem Wandel

Anders liegen die Dinge bei strukturellen Ver­
schiebungen, die die Verflechtung der nationalen 
Wirtschaften m it sich bringt. Sie bedeuten fü r be­
stimmte Arbeitnehmergruppen ein Beschäftigungs­
risiko. Nun w irkt zwar eine hohe gesamtwirt­
schaftliche Arbeitsnachfrage bei entsprechender 
Arbeitsm obilitä t w ie ein lautloser Mechanismus, 
um die freigesetzten Arbeitskräfte aufzusaugen. 
Aber der strukturelle Wandel pflegt nicht die gün­
stigen Bedingungen der Vollbeschäftigung abzu­
warten. Und selbst dann kann der Wechsel des 
Arbeitsplatzes fü r den Einzelnen m it sozialen Här­
ten verbunden sein. H ier ist es nicht mehr als 
b illig , daß die Gemeinschaftsorgane einspringen. 
Das Integrationsrisiko darf nicht einseitig be­
stimmte Bevölkerungsgruppen treffen, wenn die 
Idee des wirtschaftlichen Zusammengehens im 
öffentlichen Bewußtsein nicht Schaden nehmen 
soll.

Eine Abhilfe bietet der Europäische Sozialfonds, 
der durch die Mitgliedstaaten finanziert und von 
einem Beratenden Ausschuß unterstützt w ird, dem 
auch Vertreter der Gewerkschaften und Arbeit­
geberorganisationen angehören. Er ersetzt die 
Hälfte der M ittel, d ie ein Land zur W iedereinglie­
derung freigesetzter Arbeitskräfte aufwendet. Da­
bei geht es in gleicher Weise um Maßnahmen der 
beruflichen Umschulung bzw. der Erstausbildung 
fü r ungelernte Arbeiter und der Umsiedlung von 
Arbeitslosen w ie um den Lohnausgleich fü r Ein­
kommensverluste infolge von Betriebsumstellun­
gen.
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Natürlich lassen sich die Ausstattung des Fonds, 
die Verfahrensweisen und möglicherweise der Er­
stattungssatz verbessern. Auch wäre seiner Tätig­
keit eine größere Publizität zu wünschen: daß sich 
dabei einzelne Länder als die Hauptbegünstigten 
heraussteilen, w ird nur nützliche Aufklärungs­
dienste leisten. Aber eine prinzip iell andere Me­
thode des Vorgehens dürfte sich nicht empfehlen. 
Insbesondere kann aus gesamtwirtschaftlichen 
Gründen keine Garantie des Arbeitsplatzes ge­
boten werden, den der einzelne Beschäftigte ein­
mal innehat.

Freizügigkeit der Arbeitskräfte

Die Freizügigkeit des Arbeitsfaktors gehört zur 
Konstitution eines gemeinsamen Marktes ebenso 
wie der freie Güteraustausch und der fre ie Kapi­
talverkehr. Schon ökonomisch besteht ein Interesse 
daran, daß sich der Arbeitseinsatz hin zum Ort der 
relativ höchsten Produktivität innerhalb der W irt­
schaftsgemeinschaft bewegen kann. Das ist zu­
gleich der sicherste Weg, um das Lohngefälle 
zwischen den M itgliedsländern zu vermindern; 
denn den Abwanderungsverlusten läßt sich w irk­
sam nurmehr m it Einkommenserhöhungen be­
gegnen. Nicht minder bedeutsam ist indessen der 
Freiheitsgewinn fü r den einzelnen Bürger. Ja, in 
der Freizügigkeit der Arbeitnehmer liegt der erste 
Schritt zu einer faktischen europäischen Staats­
bürgerschaft.

Die Behauptung, daß keine nennenswerte Neigung 
zur grenzüberschreitenden M obilität bestehe, auch 
wenn sie juristisch möglich wäre, dürfte in dieser 
Verallgemeinerung zumindest nicht fü r die jüngere 
Generation zutreffen. Was ihr tatsächlich im Wege 
steht, sind zunächst einmal die abschreckenden 
verv/altungstechnischen Formalitäten. H ier kommt 
es in erster Linie auf eine verstärkte Zusammen­
arbeit der nationalen Arbeitsverwaltungen, ein­
schließlich eines überregionalen Arbeitsnach­
weises, an. Ebenso müssen Fortschritte in der

allseitigen Anerkennung von Berufsdiplomen er­
zielt werden. Hinzuzutreten hätte eine Absprache, 
die jedermann — unbeschadet seines Herkunfts­
landes -  den ungehinderten Zugang zu den Aus­
bildungsstätten (einschließlich der Stipendienför­
derung) garantierte. Und im übrigen könnte die 
Neugründung von Bildungseinrichtungen, die die 
Gemeinschaft unterhält, eine nicht zu unterschät­
zende Signalwirkung ausüben. An dieser Stelle 
zeigt sich denn auch, wie sehr sich Sozial- und 
Bildungspolitik gegenseitig ergänzen müssen, 
nicht zuletzt um das Hindernis der Fremdsprache 
abzubauen, das sich der Arbeitsm obilität entge­
genstellt.

Umfassende Gieichsteliung erforderlich

Hier überall bietet sich fü r neue Integrations­
impulse ein breiter Raum. Aber natürlich bleiben 
die handfesten Schwierigkeiten der Wohnraum­
versorgung und der Einordnung in das jeweilige 
System der Sozialen Sicherung. Die Freizügigkeit 
ist nicht mehr als eine juristische Deklaration, 
wenn der zuwandernde Arbeitnehmer nicht den 
einheimischen Beschäftigten in beiden Beziehun­
gen gleichgestellt w ird. Freilich ist das zumal für 
die Soziale Sicherung leichter gesagt als getan. 
Denn Art und Höhe der Leistungen unterscheiden 
sich von Land zu Land erheblich, was einen Über­
gang hemmen muß. Weiterführen kann nur eine 
Regelung, die w ir als „sozialpolitisches Territoria i- 
prinzip“ bezeichnen; Der Arbeitnehmer w ird un­
beschadet seiner Nationalität grundsätzlich durch 
das Sicherungssystem des Landes geschützt, in 
dem er jeweils tätig ist, und soweit die Sozial­
leistungen differenziert werden, erfo lgt seine Ein­
stufung nach den im bisherigen Arbeitsleben er­
worbenen Ansprüchen. Die geringsten Schwierig­
keiten ergeben sich dabei noch fü r die kurzfristig 
leistenden Krankheits-, Arbeitslosigkeits- und 
Kindergeldsparten (und die ünfallsparte, soweit 
sie als Haftpflichtversicherung der Arbeitgeber

E n t w i c k l u n g  wird im Cesdiäftsleben registriert an der 
Höhe der Marktanteile und an der Größe der Gewinnmargen. 
Darum sind auch die sorgfältigen Analysen unserer Mitarbeiter 
und die zeitgemäBen Einrichtungen unseres Kundendienstes 
Pluspunkte für Ihren Erfolg. S ie sollten das berücksichtigen.

C O M M E R Z  B A N K
■ • ■ eine Bank, die Ihre Kunden kennt
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konstruiert ist); denn hier kommt es im wesent­
lichen darauf an, daß die zeitliche Anwartschaft 
durch die jeweils voraufgegangene Arbeitstätigkeit 
e rfü llt ist. In der Invaliditäts- und Alterssparte je ­
doch liegen die Dinge komplizierter. Gewiß wird 
auch bei ihnen so zu verfahren sein, daß alle zu­
rückliegenden Versicherungszeiten fü r die Ein­
stufung und damit die Leistungsgewährung zu­
sammengerechnet werden. Indessen hat der Ver­
sicherte bei der nationalen Institution, die im 
Versicherungsfall schließlich seine Ansprüche ab­
decken muß, nicht zu einer entsprechenden Kapi- 
talbildung beigetragen, und die Alterssparte ist 
ja  im Unterschied zur Krankheitssparte mehr eine 
Spar- als eine Versicherungseinrichtung, mag sie 
auch im Umlageverfahren finanziert werden. Es 
muß zu einem Clearing zwischen den regionalen 
Sicherungssystemen kommen; denn daß sich die 
wechselseitigen Belastungen durch Arbeitnehmer­
wanderungen genau die Waage hielten, ist kaum 
anzunehmen. Und man kann nur wünschen, daß 
dabei auf allen Perfektionismus verzichtet wird, 
der erfahrungsgemäß lediglich den Verwaltungs­
aufwand anschwellen läßt.

„Wettbewerbsverzerrung“ durch Sozialleistungen

Wohlgemerkt, auf der Integrationsstufe der Frei­
zügigkeit der Produktionsfaktoren geht es allein 
um Vorkehrungen, die den reibungslosen Ober­
gang in ein M itgliedsland der Wirtschaftsgemein­
schaft ermöglichen. Es kann keine Rede davon 
sein, daß dazu auch die Höhe der Sozialleistungen 
unter den nationalen Sicherungssystemen ange­
glichen werden müßte. Im Gegenteil, diese Unter­
schiede wirken ebenso wie die Lohndifferenzen, 
m it denen sie im übrigen in Harmonie zu stehen 
pflegen, als w ichtiger Anreiz, von der Freizügig­
keit Gebrauch zu machen. Ja, auf die Dauer wird 
eine erhöhte Arbeitsm obilität von selbst die natio­
nalen Sozialpolitiken unter einen Wettbewerbs­
druck setzen, ähnlich wie freie Kapitalwanderun­
gen die regionalen Steuersysteme.

So waren die Väter der Römischen Verträge gut 
beraten, in der direkten gesetzlichen Angleichung 
von sozialpolitischen Regelungen entgegen allem 
Druck äußerste Zurückhaltung zu üben. Praktisch 
g ib t es einschlägige Bestimmungen nur im Fall 
von Überstunden, bezahltem Urlaub und der 
Gleichbehandlung der weiblichen Arbeitskräfte. 
Aber auch hier w irk t die wirtschaftliche Entwick­

lung bei einem allgemein steigenden Beschäfti­
gungsgrad und Lebensstandard ohnehin in Rich­
tung der dekretierten Angleichungen.

Die Sozialpolitiker müssen auf der Hut sein, daß 
sie mit der mißverständlichen Forderung nach 
„sozialer Harmonisierung“ nicht vor den Karren 
von Produzentengruppen gespannt werden, die 
die unterschiedliche Höhe der Sozialleistungen für 
ihre These von den „Wettbewerbsverzerrungen“ 
auszumünzen suchen, die es beim Güteraustausch 
in der EWG abzubauen gelte. Das wäre nicht nur 
ein äußerst kostspieliges Unterfangen -  eigent­
lich sollte man meinen, daß die Erfahrungen mit 
den Agrarmarktordnungen hinreichenden An­
schauungsunterricht geliefert hätten. Auf der Stufe 
der Zollunion ist eine solche Vereinheitlichung 
auch überflüssig. Denn hier kann die Devise nicht: 
Sozialkostenausgleich und dann Konkurrenz 
lauten. Vielmehr kommt es bei der jeweils ge­
gebenen Kostenstruktur auf die P r o d u k t i v i ­
t ä t s s t e i g e r u n g  durch den gerade in der 
EWG verstärkten internationalen Wettbewerb an, 
die es dann zu ihrem Teil ermöglicht, auch das 
Sozialleistungssystem, je  nach Lage des einzelnen 
Integrationslandes, zu konsolidieren oder auszu­
bauen.

Soziale Sicherung

ln Wahrheit meinen die Sozialpolitiker m it ihrer 
Forderung nach „sozialer Harmonisierung“ etwas 
anderes. Sie möchten, daß der wirtschaftliche 
Fortschritt im Gemeinsamen Markt auch der Ver­
besserung der Sozialen Sicherung nutzbar ge­
macht wird. Das ist ein durchaus legitimes Be­
gehren. Indessen, das Europäische Parlament 
kann in dieser Hinsicht noch so dringende Appelle 
ausarbeiten: Bei der gegebenen juristischen Kon­
struktion hängt alles vom M inisterrat ab, und dort 
scheint die Meinung vorzuherrschen, daß die So­
zia lpo litik  im Kern nach wie vor eine nationale 
Angelegenheit ist. In diesem Stadium der Entwick­
lung ble ibt nur der Weg, daß die einzelnen Parla­
mente die öffentliche Meinung zu gewinnen 
suchen und auf ihre Regierungen einen ent­
sprechenden Druck ausüben. Und in der Sache 
käme es auf Vorarbeiten an, welcher der denk­
baren Sicherungstypen sich fü r eine g e m e i n ­
s a m e  S o z i a l p o l i t i k  am besten eignet. 
Freilich, im vollen Sinne durchzusetzen ist sie erst 
in einem „europäischen Bundesstaat“ .

V E R E IN SB A N K  IN HAM BURG
-X r i: Vé--. - Zentrale: Hamburg 11 ' Alter Wall 20-30 ■ Telefon 361061 • ‘
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